
FRITZ & GROSSMANN  UMWELTPLANUNG GMBH 
Wilhelm-Kraut-Straße 60 72336 Balingen  
Telefon 07433/930363 Telefax 07433/930364  
E-Mail info@grossmann-umweltplanung.de 

 
                                   Zollernalbkreis 

 

 

 
 
 

Bebauungsplan  
„Appentalstraße, 5. Änderung“  
im Stadtteil Unterdigisheim 

Begründung 
 
 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

Fassung: 31. März 2025 



FRITZ & GROSSMANN / STADT MEßSTETTEN  Bebauungsplan „Appentalstraße, 5. Änderung“ 

 

2 

 

Inhaltsverzeichnis 

1 Rahmenbedingungen und planerisches Konzept ......................................................... 3 

1.1 Ziel und Zweck der Bebauungsplanaufstellung ............................................................ 3 

1.2 Ausgangssituation und Lage im Überschwemmungsgebiet ......................................... 4 

1.3 Räumlicher Geltungsbereich und Lage des Planungsgebiets ...................................... 7 

2 Erschließung ................................................................................................................ 8 

2.1 Verkehrliche Erschließung ........................................................................................... 8 

2.2 Energieversorgung ...................................................................................................... 8 

2.3 Wasserversorgung und Abwasserentsorgung .............................................................. 7 

3 Übergeordnete Planungen ........................................................................................... 9 

3.1 Regionalplan Neckar-Alb 2013 .................................................................................... 9 

3.2 Flächennutzungsplan ................................................................................................... 9 

4 Begründung der planungsrechtlichen Festsetzungen ................................................ 10 

5 Begründung der örtlichen Bauvorschriften ................................................................. 12 

6 Bebauungsplanverfahren ........................................................................................... 14 

7 Auswirkungen der Planung auf Natur und Landschaft ............................................... 14 

8 Flächenbilanz ............................................................................................................ 15 

Abbildungsverzeichnis 

Abbildung 1: Darstellung des Sachverhalts ......................................................................... 3 

Abbildung 2: Darstellung des geplanten Vorhabens im Schnitt ............................................ 4 

Abbildung 3: Sachverhalt zum Überschwemmungsgebiet ................................................... 5 

Abbildung 4: Bestandsaufnahme Plangebiet und Umgebung .............................................. 6 

Abbildung 5: Übersichtslageplan ......................................................................................... 7 

Abbildung 6: Abgrenzung des räumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplans  

             „Appentalstraße, 5. Änderung“ ......................................................................... 8 

Abbildung 7: Ausschnitt aus dem Regionalplan Neckar-Alb 2013 ........................................ 9 

Abbildung 8: Ausschnitt aus dem Flächennutzungsplan .................................................... 10 

 
 
 
 
 
 



FRITZ & GROSSMANN / STADT MEßSTETTEN  Bebauungsplan „Appentalstraße, 5. Änderung“ 

 

3 

1. Rahmenbedingungen und planerisches Konzept 

1.1 Ziel und Zweck der Bebauungsplanaufstellung 

Die Stadt Meßstetten beabsichtigt mit der Aufstellung des Bebauungsplanes „Appentalstraße, 
5. Änderung“ das bestehende Gewerbegebiet im Stadtteil Unterdigisheim nach Westen hin zu 
erweitern. Dabei soll eine im rechtskräftigen Bebauungsplan „Appentalstraße“ festgesetzte 
Grünfläche in eine Gewerbefläche überführt werden, um am Standort die planungsrechtlichen 
Voraussetzungen für die Errichtung einer neuen baulichen Anlage zu schaffen. Als Bebau-
ungsplanverfahren kommt aufgrund der vorgesehenen Maßnahme der Innenentwicklung das 
Verfahren nach § 13a BauGB zur Anwendung. 

Ziel und Zweck der Bebauungsplanaufstellung ist, angrenzend an das gemäß § 8 BauNVO 
ausgewiesene Gewerbegebiet „Appentalstraße“ eine Fahrzeug-Abstellhalle zu errichten. Als 
Standort wurden die Flst. 158 und 170/2 ermittelt, die teilweise die Flächen des bestehenden 
Betriebsparkplatzes umfassen. Die vorhandene Fläche ist optimal für die Errichtung einer etwa 
390 m² großen Halle geeignet und ermöglicht dadurch die Expansion des Betriebs. Die Bau-
grenze wird entsprechend dem nach § 22 StrG erforderlichen Anbauverbot mit einem Abstand 
von 17 m bis 20 m zum Fahrbahnrand der Landesstraße 433 ausgewiesen. Die Höhe der 
baulichen Anlage wird auf 6,50 m begrenzt. Da das Betriebsgelände tiefer als die südlich ge-
legene Landesstraße 433 liegt, ergeben sich durch das geplante Vorhaben keine negativen 
Auswirkungen auf die nähere Umgebung. 

Zur Eingrünung des Gewerbegebiets sieht der Bebauungsplan die Anpflanzung von heimi-
schen, standortgerechten Bäumen und Sträuchern vor, sodass ein harmonischer Übergang in 
die freie Landschaft gewährleistet werden kann.   

Der räumliche Geltungsbereich der fünften Bebauungsplanänderung umfasst etwa 0,15 ha. 

Nähere Ausführungen zu der Erweiterung des rechtskräftigen Bebauungsplanes „Appental-
straße“ und zum geplanten Vorhaben sind den nachfolgenden Abbildungen zu entnehmen.  

 
Abbildung 1: Darstellung des Sachverhalts  

       (geplantes Bauvorhaben = rot, Baugrenze = schwarz-dunkelblau) 



FRITZ & GROSSMANN / STADT MEßSTETTEN  Bebauungsplan „Appentalstraße, 5. Änderung“ 

 

4 

 

Abbildung 2: Darstellung des geplanten Vorhabens im Schnitt 

 

1.2 Ausgangssituation und Lage im Überschwemmungsgebiet 

Bei dem Plangebiet handelt es sich im derzeitigen Bestand um eine Schotterfläche, die im 
Osten direkt an den Parkplatz des Gewerbegebiets angrenzt.  

Der für die Errichtung der Fahrzeug-Abstellhalle vorgesehene Bereich befindet sich auf einer 
Höhe von ca. 760 m über NN und wird in Randbereichen durch aufsteigende und abfallende 
Geländeoberflächen begrenzt. Die nähere Umgebung ist durch Wohnbebauung, betriebliche 
Nutzungen und Naturräume geprägt.  

Im Süden liegt das Plangebiet angrenzend an die Landesstraße 433, die bis zu 1,60 m höher 
als die Geländeoberfläche des Plangebiets liegt.  

Im Norden des Plangebiets ist das Gewässer „Burtelbach“ vorzufinden. Ein Teil des Plange-
biets befindet sich innerhalb des festgesetzten Überschwemmungsgebiets, in dem ein Hoch-
wasserereignis statistisch einmal in 100 Jahren zu erwarten ist.  

Laut der Hochwassergefahrenkarte (HWGK Stand 2025) ist die Baugrenze geringfügig durch 
das Überschwemmungsgebiet betroffen. Von einer Betroffenheit ist jedoch nicht auszugehen, 
da aufgrund des geplanten Vorhabens Änderungen am Gelände durchgeführt worden sind. 

Nachteilige Veränderungen im Hochwasserfall sind durch die vorgenommenen Auffüllungen 
aus fachtechnischer Sicht der unteren Wasserbehörde im Landratsamt Zollernalbkreis nicht 
zu erwarten, da an anderer, oben gelegener Stelle weiteres Auffüllmaterial abgegraben wurde 
um ausreichenden Hochwasserschutz zu gewährleisten.  

Die fortgeschriebene Abgrenzung (Büro Fritz & Grossmann, gilt nur für das Plangebiet) des 
von einem hundertjährigen Hochwasser (HQ100) betroffenen Bereichs ist dem zeichnerischen 
Teil des Bebauungsplanes und dem nachfolgenden Lageplan und Schnitt zu entnehmen (Ab-
bildung 3).  

Demzufolge wird auf Grundlage einer vermessungstechnischen Aufnahme (Stand 
28.10.2024) und den Höhendaten aus DGM, opengeodata von lgl-bw, eine Vorher-Nachher 
Situation aufgezeigt. Der IST-Situation ist zu entnehmen, dass durch die Geländeabgrabungen 
ein größeres Retentionsvolumen geschaffen wurde.  

Die überbaubaren Flächen befinden sich außerhalb des Überschwemmungsgebiets.  
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Abbildung 3: Sachverhalt zum Überschwemmungsgebiet (Fritz & Grossmann) 
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Abbildung 4: Bestandsaufnahme Plangebiet und Umgebung (Fritz & Grossmann 02/2023, 04/2023,  

                    03/2025) 
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1.3 Räumlicher Geltungsbereich und Lage des Planungsgebietes 

Das Planungsgebiet befindet sich an der nordöstlichen Ortseinfahrt von Unterdigisheim und 
dient als Erweiterungsfläche des dort ansässigen Gewerbebetriebs. Es liegt auf einer Höhe 
von etwa 759 bis 762 m über NN nördlich der Landesstraße 433.  

Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplans „Appentalstraße, 5. Änderung“ besitzt 
eine Größe von ca. 0,15 ha und umfasst vollständig die Grundstücke Flst. 158 und 170/2.   

Das Plangebiet wird im Norden durch das Gewässer Burtelbach (Gewässer-ID 12417, Flst. 
144) und im Osten durch das nahezu vollständig versiegelte Betriebsgelände (Flst. 170/4) be-
grenzt. Im Süden wird das Plangebiet durch das Straßenbegleitgrün (Flst. 152, 183/1) und die 
dahinter gelegene Landesstraße 433 (Flst. 164) begrenzt. Im Westen grenzen ein zum Teil 
bebautes Grundstück (Flst. 170/7) und eine Wiese (Flst. 153) an das Plangebiet an.  

In der nachfolgenden Abbildung ist die Lage des Plangebietes dargestellt. 

 

Abbildung 5: Übersichtslageplan, unmaßstäblich (Plangebiet = rot umkreist) 

Die Abgrenzung des räumlichen Geltungsbereichs der 5. Änderung des Bebauungsplanes 
„Appentalstraße“ sowie die Geltungsbereiche der rechtskräftigen Bebauungspläne können der 
nachfolgenden Abbildung entnommen werden. 
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Abbildung 6: Abgrenzung des räumlichen Geltungsbereichs des B-Plans „Appentalstraße, 5. Änderung“  
       (Quelle: LRAZAK) 
 

2. Erschließung 
 

2.1      Verkehrliche Erschließung 

Die verkehrliche Erschließung des Plangebiets erfolgt über die nördlich gelegene Burtelstraße 
im Anschluss an den Parkplatz des Betriebsgeländes (Flst. 170/4). 

Die Anbindung an die Landesstraße 433 ist über die Lochbrunnenstraße gegeben, die im 
Nordosten des Betriebsgeländes an die Burtelstraße anbindet.  

 

2.2     Energieversorgung 

Die Stromversorgung kann durch den Anschluss an das bestehende Leitungsnetz sicherge-
stellt werden.  

 

2.3     Wasserversorgung und Abwasserentsorgung 

Die Wasserversorgung kann durch den Anschluss an die bestehenden Leitungsnetze sicher-
gestellt werden.  

Das unverschmutzte Niederschlagswasser ist gemäß § 55 WHG getrennt vom Schmutzwas-
ser abzuleiten und ist entsprechend der Entwässerungsplanung vom Büro Mauthe (Stand: 
September 2024) GmbH kontrolliert abzuführen.   
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3. Übergeordnete Planungen 

3.1      Regionalplan Neckar-Alb 2013 

Der Regionalplan Neckar-Alb 2013 weist das Plangebiet teilweise als Siedlungsfläche Indust-
rie und Gewerbe aus. Das Plangebiet wird im Westen durch die Siedlungsfläche Wohnen und 
Mischgebiet und im Süden durch die Straße für den regionalen Verkehr begrenzt.  

Im Südwesten wird das Plangebiet geringfügig durch die Ziele der Raumordnung Regionaler 
Grünzug und Gebiet für den vorbeugenden Hochwasserschutz tangiert. Es handelt sich hierbei 
um die Vorranggebiete der Raumordnung. Darüber hinaus wird das Plangebiet durch das Vor-
behaltsgebiet Gebiet für Erholung tangiert. Die randliche Betroffenheit fällt in den Bereich der 
planerischen Unschärfe.  

Die Aufstellung des Bebauungsplanes steht somit keinen Zielen der Raumordnung entgegen. 

 

Abbildung 7: Ausschnitt aus dem Regionalplan Neckar-Alb 2013, unmaßstäblich  
       (ungefähre Lage = schwarz) 

3.2      Flächennutzungsplan 

Das Plangebiet ist im wirksamen Flächennutzungsplan der Verwaltungsgemeinschaft Meß-
stetten-Nusplingen-Obernheim als Fläche für die Landwirtschaft dargestellt.  

Der Bebauungsplan „Appentalstraße, 4. Änderung“ wird somit nicht aus dem wirksamen Flä-
chennutzungsplan entwickelt. Gemäß § 13a Abs. 2 Nr. 2 BauGB kann ein Bebauungsplan, der 
von den Darstellungen des Flächennutzungsplans abweicht, auch aufgestellt werden, bevor 
der Flächennutzungsplan geändert oder ergänzt ist. 

Da es sich hierbei um eine nur ca. 0,15 ha große unbebaute Fläche im Innenbereich handelt, 
liegt keine Beeinträchtigung der geordneten städtebaulichen Entwicklung des Gemeindege-
biets vor. 

Die Darstellung im Flächennutzungsplan wird im Wege der Berichtigung angepasst. 

Die nachfolgende Abbildung stellt einen Ausschnitt aus dem wirksamen Flächennutzungsplan 
dar.  
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Abbildung 8: Ausschnitt aus dem Flächennutzungsplan, unmaßstäblich (Plangebiet = rote Balkenlinie) 

4. Begründung der planungsrechtlichen Festsetzungen 

Durch die Ausweisung der Nutzungsart „Gewerbegebiet“ gemäß § 8 BauNVO sollen die pla-
nungsrechtlichen Voraussetzungen für eine rechtssichere Bebauung des Planungsgebietes 
geschaffen werden. Die Begründung zur Art der baulichen Nutzung ergibt sich aus der Be-
schreibung des Baugebiets. Dies ist unter „Ziel und Zweck der Bebauungsplanaufstellung“ (S. 
3) der vorliegenden Begründung zu entnehmen. Damit wird vorausgesetzt, dass die baulichen 
Anlagen vorwiegend dem Zwecke der in § 8 BauNVO aufgelisteten Nutzungen wie Gewerbe-
betriebe, Lagerhäuser, Lagerplätze, Anlagen für sportliche Zwecke, öffentliche Betriebe, Ge-
schäfts-, Büro- und Verwaltungsgebäude dienen. Zudem können Nutzungen wie Wohnen für 
Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie für Betriebsinhaber und Betriebsleiter und Anla-
gen für kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke ausnahmsweise zugelassen 
werden. 

Im Gewerbegebiet müssen selbständige Einzelhandelsbetriebe jeder Art ausgeschlossen wer-
den. Dadurch kommen die Gemeinden ihrer Verpflichtung nach gemäß § 1 Abs. 4 BauGB die 
Bauleitpläne den Zielen der Raumordnung anzupassen. In Plansatz 2.4.3.2 Z (8) Regionalplan 
Neckar-Alb ist festgelegt, dass mehrere Einzelhandelsbetriebe, die aufgrund ihres räumlichen 
und funktionalen Zusammenhangs (Agglomeration) negative raumordnerische Auswirkungen 
erwarten lassen, wie ein einheitliches Einzelhandelsgroßprojekt zu beurteilen sind. Diese sind 
gemäß Plansatz 2.4.3.2 Z (3) in der Regel nur in Ober-, Mittel- und Unterzentren möglich und 
gemäß Plansatz 2.4.3.2 Z (5) im Falle von zentrenrelevanten Sortimenten nur an integrierten 
Standorten in zentralörtlichen Versorgungskernen. Das Plangebiet befindet sich im Stadtteil 
Unterdigisheim, welches ca. 2,5 km von Meßstetten entfernt ist und somit nicht in einer städ-
tebaulich integrierten Lage. Daher wird im Bebauungsplan festgesetzt, dass eine Verkaufstä-
tigkeit ausnahmsweise im Rahmen und im sachlichen Zusammenhang mit einem im Gewer-
begebiet angesiedelten Handwerks-, Produktions- oder Dienstleistungsbetrieb auf untergeord-
neter Fläche zulässig ist. Die Verkaufsfläche darf nicht großflächig sein und höchstens 25 % 
der Gesamtnutzfläche des Betriebs betragen. 
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Die planungsrechtlichen Festsetzungen zum Maß der baulichen Nutzung wie Grundflächen-
zahl (GRZ) und Zahl der Vollgeschosse ergeben sich für das Gewerbegebiet aus den Anfor-
derungen der BauNVO.  

Die maximal zulässige Höhe der baulichen Anlagen begründet sich durch das Erfordernis in-
nerhalb des Plangebiets eine ortsbild- sowie landschaftsbildverträgliche Bebauung zu ermög-
lichen. Zudem soll mit der Festsetzung der Grundflächenzahl weiterhin das Maß der Flächen-
versiegelung und damit der Eingriff in den Naturhaushalt begrenzt werden. Aus diesen Grün-
den wird die GRZ mit 0,8 und die Zahl der Vollgeschosse mit I festgesetzt. Die Höhe der bau-
lichen Anlagen wird durch die Festsetzung der maximal zulässigen First- und Traufhöhe von 
6,50 m und 5,00 m auf das städtebaulich erforderliche Maß beschränkt. Die maximal zulässige 
Erdgeschossrohfußbodenhöhe wurde für das Baugrundstück unter der Berücksichtigung der 
topographischen Gegebenheiten mit 761.70 festgesetzt.  

Für das Grundstück ist aus städtebaulichen Gründen eine offene Bauweise festgesetzt. Es 
werden nur Einzelhäuser zugelassen. Dies entspricht ebenfalls der bestehenden Bebauung.  

Mit der Festsetzung der Baugrenze wird die Lage der überbaubaren Fläche unter Berücksich-
tigung der erforderlichen Abstände zur Landesstraße 433 festgelegt. Die Größe des Baufens-
ters orientiert sich an dem geplanten Bauvorhaben. Mit einem geringfügigen Überschreiten 
der Baugrenzen durch untergeordnete Gebäudeteile, wie Vorbauten, Dachüberstände, Ein-
gangsüberdachungen oder Ähnliches werden keine negativen Auswirkungen für den Boden 
und die Anbauverbotszone verbunden. Daher dürfen die untergeordneten Gebäudeteile die 
Baugrenze bis zu 1,00 m überragen.  

Um die Gewerbegebietsfläche optimal ausnutzen zu können, dürfen Nebenanlagen, Garagen 
und Carports auch außerhalb des Baufensters angelegt werden. Hiervon ausgenommen ist 
die Anbauverbotszone entlang der L 433. Nicht überdachte Stellplätze und temporäre Lager-
flächen sind im gesamten Gewerbegebiet zulässig, da die L 433 etwa 4 m höher als das Be-
triebsgelände liegt und somit keine negativen Auswirkungen auf die Verkehrssituation zu er-
warten sind.  

Bei den Nebenanlagen handelt es sich um größenmäßig untergeordnete bauliche Anlagen, 
die räumlich-funktional der Hauptnutzung und dem Nutzungszweck des Baugebiets zugeord-
net sind. Deshalb sind diese auch außerhalb der Baugrenzen zulässig. Der Bereich der An-
bauverbotszone ist hiervon ausgenommen.  

Aus Verkehrssicherheitsgründen sind Grundstückszufahrten so anzulegen, dass ausrei-
chende Sichtverhältnisse in den öffentlichen Verkehrsraum gegeben sind. Zudem ist entlang 
der Landesstraße 433 an den im zeichnerischen Teil gekennzeichneten Stellen ein Zu- und 
Abfahrtsverbot zu beachten. Die bestehende Zufahrt zur L 433 muss zurückgebaut werden.  

Zur Verminderung einer technischen Überprägung des Gebietes und damit zum Schutz des 
Landschaftsbildes, ist es vorgeschrieben, Leitungen unterirdisch zu verlegen. Die Duldungs-
pflicht von Versorgungseinrichtungen wie z.B. Kabelverteilerschächte und -schränke ergibt 
sich aus der Notwendigkeit elektrische Energieversorgung gewährleisten zu können. 

Mit der Ausweisung eines Leitungsrechts wird die vorhandene Abwasserleitung im Bestand 
dauerhaft gesichert. Nutzungen und bauliche Anlagen innerhalb der mit Leitungsrecht bezeich-
neten Flächen sind nur nach Prüfung und Zustimmung des Leitungsbetreibers zulässig. 

Das anfallende unverschmutzte Niederschlagswasser ist getrennt vom Schmutzwasser abzu-
führen. Mit dieser Festsetzung wird soweit wie möglich den gesetzlichen Anforderungen 
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entsprochen und ein weiterer Beitrag zur Vermeidung von Eingriffen in den natürlichen Was-
serkreislauf sowie zur Entlastung der Kläranlagen geleistet.  

Zum Schutz geschützter Tierarten sind die Maßnahmen 0 und 1 (M0 und M1) sowie die Ver-
meidungsmaßnahme 1 (V1) durchzuführen. 

Mit der Festsetzung der Maßnahme 0 (M0) wird eine Bauzeitenbeschränkung für die Fällar-
beiten und Bodenbewegungen vorgesehen, um eine Tötung oder Schädigung von Reptilien 
zu vermeiden. 

Die Maßnahme 1 (M1) dient der Verbesserung des Lebensraums der Reptilien. Folglich wer-
den mit der Ausweisung der Fläche für Maßnahme 1 (M1) für das Gewerbegebiet eine Eingrü-
nung durch Sträucher und Erhalt von offenen, lichten Böschungsbereichen von ruderalem 
Charakter vorgesehen.  

Ebenso mit der Festsetzung der Vermeidungsmaßnahme 1 (V1) wird eine Bauzeitenbeschrän-
kung für die Fällarbeiten geregelt. Um eine Tötung oder Schädigung von Vogelindividuen wäh-
rend der Bauphase zu vermeiden, müssen die Fällarbeiten außerhalb der Vogelbrutzeit statt-
finden. 

Die Pflanzgebote und Pflanzbindungen dienen zum einen der wirkungsvollen Eingrünung des 
Gewerbegebietes und zum anderen übernehmen sie eine wichtige Funktion im Naturhaushalt, 
die gestärkt werden soll. Sie wirken sich positiv auf das Mikroklima aus und bieten Lebensraum 
für verschiedene Tierarten. 

Mit der Festsetzung von Fläche für Pflanzgebot 1 (PFG 1) wird eine räumliche Trennung zwi-
schen dem Gewerbegebiet und der naturnahen Umgebung geschaffen. Durch die Ausweisung 
der Fläche für Pflanzbindung 1 (PFG 1) wird der Erhalt der bestehenden Grünstrukturen ent-
lang des Gewässers planungsrechtlich gesichert.   

5. Begründung der örtlichen Bauvorschriften 

Die örtlichen Bauvorschriften werden innerhalb einer eigenständigen Satzung vom Gemein-
derat der Stadt Meßstetten auf der Grundlage von § 74 LBO BW beschlossen. Ausschließlich 
aus redaktionellen Gründen erfolgt die Darstellung der örtlichen Bauvorschriften im Rahmen 
des textlichen Teiles des Bebauungsplanes. 

Als Dachformen werden aus ortsbildprägenden Gründen nur Satteldächer mit einer Dachnei-
gung von 10° bis 15° zugelassen. Für untergeordnete Bauteile wie beispielsweise Dachauf-
bauten, Quergiebel, Vorbauten sowie für Garagen und Nebenanlagen werden alle Dachfor-
men und -neigungen zugelassen.  

Als wassergefährdende Baustoffe werden Blei, Kupfer und Zink zur Dacheindeckung und Fas-
sadengestaltung und somit eine großflächige unbeschichtete metallische Dacheindeckung 
ausgeschlossen. Um unnötige Belastungen des Dachflächenwassers mit Metallen zu verhin-
dern, wird Kupfer, Zink oder Blei nur in beschichteter oder ähnlicher Weise behandelter Aus-
führung zugelassen. 

Für eine möglichst orts- und landschaftsbildverträgliche Gestaltung der Baukörper sind grelle, 
leuchtende Farben sowie reflektierende und spiegelnde Materialen bei Fassadengestaltung 
und glänzende Materialien bei Dacheindeckung untersagt. Ebenso werden aus den oben ge-
nannten Gründen hell eloxierte oder blanke Metalle ausgeschlossen.  
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Durch Ausschluss von Kunststoffverkleidung an Gebäudefassaden soll die Materialauswahl 
auf qualitative Materialien begrenzt werden. Kunststoffmaterialien können z.B. schmelzen und 
schließlich großen Schaden durch Entfachung des Feuers verursachen. 

Werbeanlagen werden nur an der Stätte der Leistung zugelassen, um den gewünschten Ge-
bietscharakter zu bewahren und das Orts- und Landschaftsbild nicht weiter zu beeinträchtigen. 
Um störende Immissionen zu vermeiden, werden Werbeanlagen auf den Dächern sowie Wer-
beanlagen mit wechselndem, blinkendem, bewegtem Licht oder drehbare Werbeträger sowie 
Laserwerbung, Himmelsstrahler oder Fahnenwerbung nicht zugelassen. Aus Verkehrssicher-
heitsgründen werden Werbeanlagen jeglicher Art im Bereich von 40 m ab Fahrbahngrenze der 
Landesstraße 433 ohne die ausdrückliche Zustimmung der Straßenbauverwaltung nicht zuge-
lassen.  

Die Bauvorschriften bezüglich der Einfriedungen sind erforderlich, um dem Plangebiet einen 
ausreichenden Sicht- und Diebstahlschutz zu bieten. Zum Schutz des Landschaftsbildes wird 
die maximal zulässige Höhe der toten Einfriedungen wie Zäune auf 2,50 m beschränkt. Aus 
Verkehrssicherheitsgründen ist mit Einfriedungen ein Abstand von mindestens 8,0 m zum 
Fahrbahnrand der L 433 einzuhalten. Durch Einsatz von Schutzplanken kann dieser Abstand 
ausnahmsweise unterschritten werden. 

Durchgehende geschlossene bauliche Einfriedungen wie Betonmauern und Schotterwände 
werden aus artenschutzrechtlichen Gründen untersagt. Mit Zäunen ist zum Boden hin ein Ab-
stand von mindestens 0,20 m einzuhalten um den Kleintieren Durchquerungsmöglichkeiten 
bieten zu können. 

Stacheldraht stellt keinen sicheren Einbruchsschutz, aber eine potentielle Gefahr für Lebewe-
sen dar und ist deshalb nicht zulässig. Um die städtebauliche Qualität des Straßen- und Orts-
bildes zu erhalten, sind Einfriedungen aus Kunststoff unzulässig. 

Zum Schutz des Grundwassers vor möglichen Verunreinigungen wird festgesetzt, dass Flä-
chen auf denen wassergefährdende Stoffe regelmäßig umgeschlagen werden und Flächen, 
auf denen Fahrzeuge gewaschen oder gewartet werden, über einen Leichtstoffabscheider in 
die öffentliche Kanalisation zu entwässern sind. Bereiche, die mit Z2-Material aufgefüllt sind, 
sind zu versiegeln. Wenn eine Versiegelung nicht möglich ist, muss das Material zum Schutz 
des Grundwassers wieder ausgebaut werden. 

Um die Auswirkungen der Versiegelung auf die Grundwasserneubildungsrate möglichst gering 
zu halten, wurde festgesetzt, dass Betriebsflächen, auf denen keine Gefahr besteht, dass es 
zu Verschleppungen und Verunreinigungen kommt, die Herstellung aus wasserdurchlässigen 
Belägen oder wasserrückhaltenden Materialien wie Rasenpflaster, Rasengittersteinen, Pflas-
ter mit Breitfugen oder wassergebundenen Decken, zulässig sind. Auf diese Weise können 
Bodenversiegelungen auf das unabdingbare Maß reduziert werden. 

Zur Energieeinsparung und zum Schutz nachtaktiver Insekten und Fledermäuse sind insekten- 
und fledermausfreundliche Außenbeleuchtungen festgesetzt. 
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6. Bebauungsplanverfahren 

Ein Bebauungsplan für die Wiedernutzbarmachung von Flächen, die Nachverdichtung oder 
andere Maßnahmen der Innenentwicklung kann im beschleunigten Verfahren gemäß § 13a 
BauGB aufgestellt werden, wenn in ihm eine zulässige Grundfläche im Sinne des § 19 Abs. 2 
der Baunutzungsverordnung (BauNVO) von weniger als 20.000 m² festgesetzt wird. Die 
Grundflächen mehrerer Bebauungspläne, die in einem engen sachlichen, räumlichen und zeit-
lichen Zusammenhang aufgestellt werden, sind hierbei mitzurechnen. 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes „Appentalstraße, 5. Änderung“ umfasst vollstän-
dig die Flurstücke 158 und 170/2 und somit nur etwa 0,15 ha Fläche, die zur Erweiterung des 
bestehenden Gewerbegebietes dienen. Mit dem geplanten Vorhaben ist die Errichtung einer 
Fahrzeug-Abstellhalle vorgesehen, sodass dadurch eine Nachverdichtung im Innenbereich er-
reicht wird und der Bebauungsplan als Bebauungsplan der Innenentwicklung im Sinne des § 
13a BauGB angesehen werden kann. 

Da der vorliegende Bebauungsplan einen Geltungsbereich von 1.581 m² aufweist, wird die 
Grenze der zulässigen Grundfläche von 20.000 m² deutlich unterschritten. 

Weitere Bebauungspläne oder Änderungen im engeren Zusammenhang sind nur im geringen 
Umfang vorgesehen. 

Zudem begründet der Bebauungsplan kein Vorhaben, das der Pflicht zur Durchführung einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung nach dem UVPG unterliegt. Anhaltspunkte für eine Beeinträch-
tigung der in § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe b genannten Schutzgüter (Natura 2000-Gebiete) 
bestehen ebenfalls nicht. 

Da hiermit alle Voraussetzungen für die Anwendung eines beschleunigten Verfahrens gemäß 
§ 13a BauGB gegeben sind, wird auf das frühzeitige Beteiligungsverfahren verzichtet und den 
betroffenen Bürgern und Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange im Rahmen 
der Offenlage gemäß § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 BauGB Gelegenheit zur Stellungnahme gege-
ben. 

7. Auswirkungen der Planung auf Natur und Landschaft 

Entsprechend dem vorangegangenen Kapitel 6 zur Anwendung des Bebauungsplanverfah-
rens, wird der vorliegende Bebauungsplan im beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB 
aufgestellt. Hieraus ergeben sich einige Besonderheiten für die Belange der Umweltprüfung. 

Gemäß § 13 Abs. 3 Satz 1 BauGB kann im beschleunigten Verfahren von der Umweltprüfung 
nach § 2 Abs. 4 BauGB, einem Umweltbericht nach § 2a BauGB, der Angabe nach § 3 Abs. 2 
Satz 2 BauGB, welche Arten umweltbezogener Informationen verfügbar sind sowie von der 
zusammenfassenden Erklärung nach § 6a Abs. 1 und § 10a Abs. 1 BauGB abgesehen wer-
den. Zudem findet § 4c BauGB (Überwachung) keine Anwendung. 

Die spezielle artenschutzrechtliche Prüfung (saP) und der Umweltbeitrag sind dem Bebau-
ungsplan als Anhang beigefügt. 
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8. Flächenbilanz 
 
 
          Fläche in m² 

Größe des Geltungsbereiches           1.581 

darin enthalten: 

Gewerbegebiet        1.189                                                                         

Fläche für Gebüschpflanzungen (PFG 1)         92                    

Fläche für Erhalt der bestehenden Grünstrukturen (PFB 1)    173       

Fläche für Maßnahme 1 (M1)    127 
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